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Die Mitnahme einer Person auf einer Zinke eines Gabelstaplers ist grob fahrlässig. 
 
Die familiäre Beziehung zwischen Schädiger und Geschädigtem ist bei einem Anspruch 
nach § 110 Abs. 1 SGB VII im Rahmen des § 110 Abs. 2 SGB VII zu berücksichtigen. Ist der 
Schädiger haftpflichtversichert, muss der Sozialversicherungsträger trotz bestehender fa-
miliärer Beziehungen zwischen Schädiger und Geschädigtem nicht auf seinen Anspruch 
nach § 110 Abs. 1 SGB VII verzichten.  
 
Für eine analoge Anwendung des § 116 Abs. 6 SGB X innerhalb des § 110 Abs. 1 SGB VII ist 
mangels Regelungslücke kein Raum. 
 
§ 110 Abs. 1, 2 SGB VII, § 116 Abs. 6 SGB X, § 29 Abs. 2, 7 der UVV „VSG 3.1“ 
 
Urteil des OLG Koblenz vom 29.06.2015 – 12 U 948/14 – 
Abänderung des Urteils des LG Trier – 5 O 389/13 –   
 

Die Klägerin, ein Unfallversicherungsträger, macht Ansprüche nach § 110 Abs. 1 SGB VII ge-
gen den Schädiger geltend, den Vater des durch den Versicherungsfall geschädigten Sohnes.  
Der schädigende Vater ließ seinen 8½ Jahre alten Sohn auf der vorderen linken Zinke des Ga-
belstaplers mitfahren. Als der Vater über einen unebenen Teerbelag fuhr, fiel der Sohn herunter 
und geriet unter das linke Vorderrad des Gabelstaplers, wobei der Sohn schwer verletzt wurde. 
Die Klägerin erkannte den Unfall des Sohnes als Arbeitsunfall an (laut Auskunft des Rechtsan-
waltes handelte es sich um ein in der Landwirtschaft mithelfendes Kind). Die Klägerin begehrt 
ca. 56.000 € Aufwendungsersatz aus § 110 Abs. 1 SGB VII vom Schädiger sowie die Feststel-
lung, dass der Schädiger verpflichtet sei, die zukünftigen weiteren Aufwendungen aus dem Un-
fall zu ersetzen. 
Das LG Trier wies die Klage ab mit der Begründung, das Familienprivileg des § 116 Abs. 6 
SGB X sei zu berücksichtigen (S. 3 des Urteils). Die Berufung beim OLG Koblenz führte zur 
Abänderung des erstinstanzlichen Urteils. 
Der Anspruch der Klägerin ergebe sich aus § 110 Abs. 1 SGB VII; das dafür erforderliche Haf-
tungsprivileg nach § 104 Abs. 1 SGB VII sei gegeben. Der Schädiger habe auch grob fahrläs-
sig gehandelt, weil er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt objektiv und subjektiv in einem un-
entschuldbaren Maß außer Acht gelassen habe. Der 8½ Jahre alte Sohn sei nicht in der Lage 
gewesen, auf der Ladegabel des Gabelstaplers sicheren Halt, auch bei Unebenheiten, zu fin-
den. Eine Ladegabel sei offenkundig kein geeigneter Ort für den Transport von Personen. Es 
liege ein Verstoß gegen § 29 Abs. 2, 7 der UVV VSG 3.1 vor, da Mitfahrer nur auf sicheren 
und dafür ausgerüsteten Plätzen transportiert werden dürften. Auch wenn sich der Sohn den 
Transport auf dem Gabelstapler gewünscht habe, entlaste dies den Schädiger nicht, da der Ge-
schädigte aufgrund seines Alters nicht in der Lage gewesen sei, die Gefahren des Weges, der 
mehrere hundert Meter lang und uneben war, einzuschätzen (S. 4 des Urteils).  
Der Anspruch nach § 110 Abs. 1 SGB VII sei auf die Höhe des zivilrechtlichen Schadensersat-
zes beschränkt. Der Ansatzes eines fiktiven Schmerzensgeldes für den Geschädigten im Rah-
men des Regressanspruchs in Höhe von 15.000 € sei angemessen (wird ab S. 6 des Urteils 
ausgeführt). 
Für eine analoge Anwendung des § 116 Abs. 6 SGB X sei kein Raum, da es an der dafür 
erforderlichen Regelungslücke fehle (S. 5 des Urteils). Anders als der Forderungsübergang 
nach § 116 Abs. 6 SGB X, sei § 110 Abs. 1 SGB VII ein originärer Anspruch des Sozialversi-
cherungsträgers. Die familiäre Beziehung zwischen Schädiger und Geschädigtem müsse 
vielmehr im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 110 Abs. 2 SGB VII Berücksichtigung 
finden, denn der familiäre Frieden soll durch die Heranziehung des Schädigers, der in häusli-
cher Gemeinschaft mit dem Geschädigten lebe, nicht gestört werden. Diese Gesichtspunkte trä-
ten jedoch zurück, wenn, wie vorliegend, eine Haftpflichtversicherung eingreife, da dann nicht 
die Familiengemeinschaft mit den wirtschaftlichen Folgen des Unfalls belastet werde. Diese 
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Umstände habe die Klägerin auch angemessen berücksichtigt; wegen der bestehenden Haft-
pflichtversicherung habe die Klägerin nicht auf ihren Anspruch verzichten müssen. 
Das OLG Koblenz hat die Revision zum BGH nicht zugelassen. 

 
Das Oberlandesgericht Koblenz hat mit Urteil vom 29.06.2015 – 12 U 948/14 –  
wie folgt entschieden: 
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